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1 ERFORDERNIS DER PLANUNG 

Nachdem nunmehr sämtliche Baugrundstücke im Neubaugebiet „Auf dem Acker“ vermarktet 
bzw. bebaut wurden, hält die Nachfrage nach Baugrundstücken und sonstigen Grundstücken in 
der Ortsgemeinde Ellenz-Poltersdorf unverändert an. Deshalb möchte die Ortsgemeinde in ei-
nem weiteren Bereich der Ortslage Ellenz Bauflächen in einer Größenordnung von ca. 2,04 ha 
entwickeln. Die Ortsgemeinde hat im Vorfeld der Planung verschiedene Teilereche der Ge-
meinde auf Machbarkeit geprüft und sich aufgrund der bestehenden Infrastruktur für den Be-
reich westlich der „St. Sebastianusstraße“ entschieden.   
 
Die Siedlungsentwicklung soll sich dabei in zwei Bauabschnitten vollziehen. Zunächst ist die 
Bebauung der westlich der "St. Sebastianusstraße" gelegenen ersten Baureihe geplant. Dieser 
Bereich ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und soll als Dorfgebiet festgesetzt werden. 
Je nach Bedarf soll dann der zweite Bauabschnitt realisiert werden.  
 
Die zu überplanenden Flächen werden derzeit überwiegend landwirtschaftlich genutzt und gren-
zen unmittelbar an das Siedlungsgefüge an. 
Die zu überplanenden Grundstücke können von der Gemeinde zum großen Teil erworben wer-
den, so dass nach Rechtskraft des Bebauungsplans ausreichend Bauplätze dem freien Markt 
zur Verfügung stehen.  
 
Die dargestellte Vorgehensweise trägt dazu bei, dass die Ortsgemeinde den vorhandenen Be-
darf an Wohnraum und sonstigen Nutzungen kurzfristig befriedigen kann und darüber hinaus 
für den mittel- langfristigen Bedarf über ein ausreichendes Flächenpotential verfügt. 
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Die nachfolgende Abbildung zeigt den Geltungsbereich mit den geplanten Bauabschnitten und 
das Luftbild.  
 

 
Abbildung 1: Lage des Plangebietes  
 

2. Bauabschnitt 

1. Bauabschnitt 
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FFH- und EU-Vogelschutzgebiete werden durch die Planung nicht berührt. Des Weiteren wird 
die Zulässigkeit von UVP-pflichtigen Vorhaben nach Anlage 1 zum UVPG oder nach Landes-
recht nicht begründet.  
 

2 LAGE IM RAUM 

Das Plangebiet liegt am westlichen Siedlungsrand von Ellenz und grenzt unmittelbar an die „St. 
Sebastianusstraße“ an. 
 

  

Abbildung 2: Über-
sicht, Quelle Top 50 
Vermessungsamt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2.1 Erfordernis der Planung  
 
Entsprechend dem Leitbild des LEP IV haben die Kommunen im Rahmen der kommunalen 
Planungshoheit zur Lösung der anstehenden Herausforderungen beizutragen. Hierzu zählt u.a. 
insbesondere der gesetzlich gesicherte Anspruch der Gemeinden auf Eigenentwicklung. Ge-
mäß Grundsatz G 26 des LEP IV kann der Bedarf an neuen Wohnbauflächen, der aus der 
Notwendigkeit der Eigenentwicklung begründet wird, u.a. mit dem Bedarf für Einwohnerinnen 
und Einwohner und deren Nachkommen begründet werden, die in der Gemeinde auf Dauer 
ihren Wohnsitz behalten wollen. Dieser Bedarf ist durch die vorliegende konkrete Absicht meh-
rerer Bauwilliger in der Ortsgemeinde Ellenz-Poltersdorf gegeben.  



5 

ORTSGEMEINDE ELLENZ-POLTERSDORF  
BEBAUUNGSPLAN "ST.  SEBASTIANUSSTRAßE"   
 

 
 
 
 

WEST-STADTPLANER 

WALDSTR.  14  56766  ULMEN   TELEFON 02676  9519110 

 

5

5 

 
In diesem Zusammenhang ist auf den Grundsatz G 50 zur Daseinsvorsorge und hier zum Be-
lang „Wohnen“ des LEP IV zu verweisen. Demnach ist durch die Ausschöpfung der zur Verfü-
gung stehenden städtebaulichen Instrumentarien durch die Gemeinden kostengünstiges Bau-
land zu mobilisieren.  
 
Mit der beabsichtigten Ausweisung will die Ortsgemeinde auch ihrer in § 1 (6) Nr. 2 BauGB 
verankerten Aufgabe gerecht werden, wonach sie in ausreichendem Maße Flächen bereitstellen 
soll, die für Wohnbauzwecke genutzt werden können. Gemäß den Planungsleitlinien des Bau-
gesetzbuches haben die Gemeinden die Aufgabe, zur Förderung des Wohnungsbaues den 
Bauwilligen geeignete Grundstücke als Bauland für den Wohnungsbau zur Verfügung zu stel-
len.  
 
Ziel dieser Vorgehensweise ist es, einem weiten Kreis der Bevölkerung zur Eigentumsbildung 
zu verhelfen. Hierzu hat die Gemeinde in ihrem Gebiet unter Berücksichtigung einer städtebau-
lich geordneten Entwicklung geeignete Flächen in einem ausreichenden Umfang auszuweisen, 
so dass eine Bebauung vorrangig gefördert werden kann. 
 
Die Ortsgemeinde hat im Vorfeld der Aufstellung des Bebauungsplanes ihre Wohnbaupotentiale 
geprüft und die Daten im Raum + Monitor – System aktualisiert. Es konnte festgestellt werden, 
dass in Ellenz-Poltersdorf bei einem prognostizierten Bevölkerungsrückgang von 12,5 % ein 
Bedarf an Wohnbauflächen 1,8 ha bis 2040 vorhanden ist. Derzeit leben 812 Einwohner in der 
Gemeinde.  
 
Die vorhandenen Baulücken (anrechenbare Bauflächen 0,19 ha) können auch nach intensiven 
Bemühungen nicht aktiviert werden.  
 
Weiterhin stehen der Ortsgemeinde Außenpotentiale von ca. 1,8 ha Bauflächen zur Verfügung.  
 
Im Rahmen der Flächennutzungsplanfortschreibung wurden ca. 0,07 ha Flächen aus den Dar-
stellungen herausgenommen.  
 
Die Ortsgemeinde überschreitet damit den Schwellenwert geringfügig. Die Prüfung der Schwel-
lenwertthematik hat aber gezeigt, dass keine weiteren Wohn- oder Mischbauflächen mehr aus 
den Darstellungen des Flächennutzungsplans herausgenommen werden können. 
 
Die hier zu überplanenden Flächen sind teilweise im Flächennutzungsplan der VG Cochem als 
Mischbauflächen dargestellt. Es handelt sich, wie bereits erwähnt, um landwirtschaftliche Nutz-
flächen. Für den zweiten Bauabschnitt ist die Fortschreibung des Flächennutzungsplans im Pa-
rallelverfahren vorgesehen. In Ellenz-Poltersdorf ist die Nachfrage nach Baugrundstücken nach 
wie vor vorhanden. Die Ortsgemeinde geht davon aus, dass der prognostizierte Bevölkerungs-
rückgang durch die Bereitstellung von Wohnbauflächen minimiert werden kann. Dies hat sich 
bei der Entwicklung des Baugebietes „Auf dem Acker“ eindrucksvoll gezeigt. 
Hier wurden innerhalb weniger Jahre fast sämtliche Baugrundstücke, trotz geringer Bautiefe, 
bebaut. 
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3 VERFAHRENSRECHTLICHE ASPEKTE 

Der Ortsgemeinderat Ellenz-Poltersdorf hat in der Sitzung am __.__.____ die Aufstellung des 
Bebauungsplans beschlossen. 
 
Die Abgrenzung des Satzungsgebietes kann der Planurkunde entnommen werden. 
 
Die vorliegenden Planunterlagen dienen der Durchführung der frühzeitig Beteiligungs-
schritte nach § 3 (1) BauGB. Darüber hinaus werden die benachbarten Gemeinden i.S. 
des § 2 (2) BauGB über die Planung informiert und am Verfahren beteiligt.  

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch 
die Planung berührt werden kann, werden entsprechend § 3 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 
unterrichtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und De-
taillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 gebeten.  

Hieran schließt sich das Verfahren nach Absatz 2 auch an, wenn die Äußerung zu einer 
Änderung der Planung führt.  

In den nachfolgenden Planungsschritten sollen der Fachbeitrag Naturschutz, der Um-
weltbericht sowie die Infrastrukturplanung in die Planunterlagen einfließen. 
 

4 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN  

Der wirksame Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Cochem stellt für das Plangebiet 
Mischbauflächen dar. 
Dem Entwicklungsgebot des § 8 (2) BauGB wird somit nur teilweise entsprochen.  
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Abbildung 3: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der VG Cochem  

 

5 STÄDTEBAULICHE RAHMENBEDINGUNGEN 

5.1 Nutzung 
 
Das Plangebiet ist durch landwirtschaftliche Nutzung gekennzeichnet.  
 

5.2 Verkehr 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird über die „St. Sebastianusstraße“ an das örtliche 
Straßensystem angebunden.  
 

6 STÄDTEBAULICHE PLANUNGS(LEIT)ZIELE 

Aus den gewonnenen Erkenntnissen der durchgeführten Bestandsaufnahme und –analyse sind 
für das Plangebiet folgende planerische Leitziele zu formulieren: 
 
 Wohnbauliche und sonstige Nutzung der neu gebildeten Grundstücke, 
 Einbindung in das Orts- und Landschaftsbild, 
 Erhöhung des Grünanteils im Plangebiet, 
 Gestaltung eines attraktiven Ortsrandes und Ausbildung einer ansprechenden Grüncharak-

teristik. 
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7 GRUNDZÜGE DER PLANUNG 

7.1 Städtebauliches Konzept 
 
Die Konzeption sieht zunächst, wie dargestellt, die westliche Erschließung der „St. Sebastia-
nusstraße“ vor. Hier können ca. 6 Baugrundstücke erschlossen werden, die Größen ab 690 m² 
aufweisen. Im zweiten Bauabschnitt soll dann eine Parallelstraße gebaut werden, die 19 Grund-
stücke erschließt. 
 
Die Bebauung soll in Form von Einzel- und Doppelhäusern erfolgen und somit dem Plangebiet 
einen aufgelockerten Bebauungscharakter entsprechend der Umgebungsbebauung vermitteln. 
 
7.2 Grünordnung 
 
Ein Schwerpunkt der grünordnerischen Maßnahmen wird die Herausbildung eines neuen Orts-
randes sein. Dabei gilt es, einen harmonischen Übergang der Bebauung zur angrenzenden 
freien Landschaft zu schaffen. Bei der Grüngestaltung soll in Anlehnung an die vorhandene 
Vegetation eine ansprechende Grüncharakteristik herausgearbeitet werden. 
 
Ein wichtiger Belang ist – neben den ökologischen Aspekten - die Einbindung des Plangebiets 
in das Landschaftsbild.  
Um eine Einbindung zu gewährleisten, sind grünordnerische Maßnahmen sowohl auf den pri-
vaten als auch innerhalb der öffentlichen Flächen vorgesehen.  
Die Eingrünung der privaten Grundstücke durch hecken- und strauchartige Bepflanzungen soll 
die Dominanz der Baukörper verringern. 
 
Flankierend zu den grünordnerischen Maßnahmen werden gestalterischen Festsetzungen über 
die Baugestaltung der Gebäude getroffen, die ebenfalls einen Beitrag zur Einbindung in das 
Landschaftsbild leisten sollen. 
 
Im Plangebiet wurden überwiegend landwirtschaftliche Flächen kartiert. Weitere grünordneri-
sche Maßnahmen wie Minimierung der Versiegelung, Oberflächengestaltung von Zufahrten und 
Stellplatzflächen haben in erster Linie ökologische Funktion. 
 

8 BEGRÜNDUNG DER PLANUNGS- UND BAUORDNUNGSRECHTLI-
CHEN FESTSETZUNGEN 

8.1 Art der baulichen Nutzung 
Auf der Grundlage der in Kapitel 1 der Begründung angeführten Planungsleitzielen wird als Art 
der baulichen Nutzung für die Teilbereiche I und II ein Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 
BauNVO festgesetzt. 
Nach der Zweckbestimmung des § 4 (1) BauNVO dient ein WA vorwiegend dem Wohnen.  
Der Nutzungskatalog sieht wie folgt aus:  
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Allgemein zulässig sind: 
1. Wohngebäude, 
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 

nicht störende Handwerksbetriebe. 
 
Ausnahmsweise können zugelassen werden: 
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 
 
Unzulässig sind: 
1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, sportliche, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
2. Anlagen für Verwaltungen, 
3. Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
4. Gartenbaubetriebe, 
5. Tankstellen. 
 
Neben der Hauptnutzungsart sind jedoch noch weitere, das Wohnen ergänzende Nutzungen 
vorgesehen.  
Es handelt sich hierbei um solche Nutzungsarten, die das Wohnen nicht stören, jedoch eine 
gewisse Nutzungsdurchmischung ermöglichen.  
Insgesamt ermöglicht die Vielfalt des Nutzungskatalogs das Herausbilden einer gewissen „Inf-
rastruktur“, was gerade für Wohngebiete in ländlich strukturierten Gemeinden typisch und von 
gewisser Bedeutung ist, wenn beispielsweise der Dominanz des reinen Wohnens und somit der 
Herausbildung einer „Schlafstadt“ entgegengewirkt werden soll. Insgesamt wird die Wohnnut-
zung jedoch eindeutig vorherrschen. 
 
Die Befriedigung des Wohnraumbedarfs der Bevölkerung – und somit die Bereitstellung eines 
entsprechenden Flächenpotenzials – steht im Vordergrund der vorliegenden gemeindlichen Pla-
nung.  
Dennoch wird im Bebauungsplan eine differenzierte Betrachtung zur Zulässigkeit der gemäß 
Zulässigkeitskatalog zulässigen Nutzungen vorgenommen. Für die unzulässigen Nutzungsarten 
gilt, dass sie sich nicht in die beabsichtigte Eigenart und Struktur des Plangebiets einfügen. Dies 
trifft zum einen auf das Erzeugen eines erhöhten Verkehrsaufkommens sowie die Flächenin-
tensität einzelner Einrichtungen zu. 
 
Im Teilbereich III des Bebauungsplans wird als Art der baulichen Nutzung ein Dorfgebiet gemäß 
§ 5 BauNVO als Übergangsnutzung vom Ortskern zum Allgemeinen Wohngebiet festgesetzt. 
 
Nach der Zweckbestimmung des Absatzes 1 Dorfgebiete dienen der Unterbringung der Wirt-
schaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, dem Wohnen und der Unterbringung von 
nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben sowie der Versorgung der Bewohner des Gebie-
tes dienenden Handwerksbetrieben. Auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebe einschließlich ihrer Entwicklungsmöglichkeiten ist vorrangig Rücksicht zu nehmen. 
Vor diesem Hintergrund wurde für das Plangebiet folgender Nutzungskatalog definiert: 
 

Allgemein zulässig sind 
1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazugehörigen Wohnun-

gen und Wohngebäude, 
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2. Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten und landwirt-
schaftliche Nebenerwerbsstellen, 

3. sonstige Wohngebäude, 
4. Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeug-

nisse, 
5. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-

gungsgewerbes, 
6. sonstige Gewerbebetriebe, 
7. Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke, 
 
Unzulässig sind: 
1. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 
2. Gartenbaubetriebe, 
3. Tankstellen. 
 
Für die unzulässigen Nutzungsarten gilt, dass sie sich nicht in die beabsichtigte Eigenart und 
Struktur des Plangebiets einfügen. Dies trifft zum einen auf das Erzeugen eines erhöhten Ver-
kehrsaufkommens sowie die Flächenintensität einzelner Einrichtungen zu. 
 
8.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Die Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) ermöglicht im Bebauungsplan einen Beitrag zur 
Begrenzung der Bodenversiegelung zu leisten.  
 
In Abhängigkeit zu der Größe der Grundstücke soll auch die überbaubare Grundstücksfläche 
unterschiedlich groß sein. Aus diesem Grund wird für die Teilbereiche des Allgemeinen Wohn-
gebietes eine Grundflächenzahl von 0,4 und für das Dorfgebiet eine Grundflächenzahl von 0,6 
festgesetzt. 
 
Der gewählte Orientierungswert räumt den künftigen Bauherrn einen gewissen Spielraum bei 
der Gestaltung ihres Baukörpers ein und ist auch aus städtebaulicher Sicht vertretbar, weil ein 
Beitrag zur Minimierung des Versiegelungsgrades geleistet wird. 
 
Bei der Festsetzung der Geschossflächenzahl sind die städtebaulichen Kriterien wie bei der 
Regelung der Grundflächenzahl zugrunde zu legen. 
 
Die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse orientiert sich an der Umgebungsbebauung und 
an den spezifischen Gegebenheiten des Geländes.  
 
Z = II  
 
Die Höchstgrenzen der Gebäudehöhe werden in Abhängigkeit der verschiedenen Teilbereiche 
auf max. 9,00 m bzw. 10,0 m festgesetzt. 
 
Entsprechend dem Planeintrag müssen Gebäude mit: 
- einseitigen Pultdächern, 
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- Flachdächern und flach geneigten Dächern zwischen 0°- 15° 
- Tonnendächern oder Teiltonnendächern  
eine um 1,5 m geringere Höhenbeschränkung einhalten. 
 
Die unterschiedliche Höhendifferenzierung der baulichen Anlagen wird aus stadtgestalterischen 
Gesichtspunkten und zur Einbindung der Gebäude in das Ortsbild festgesetzt. Der Gemeinderat 
wollte moderne Bauformen bewusst zulassen, aber gleichzeitig überdimensionale Kubaturen, 
z.B. Staffelgeschosse, ausschließen. Zur Bestimmung des festgesetzten unteren Maßbeszugs-
punktes wird die Straßenplanung Bestandteil des Bebauungsplans. 
 
Auf die Festsetzung weiterer (Höhen-)Bestimmungsfaktoren wurde verzichtet, um so den künf-
tigen Bauherren einen größeren Spielraum bei der Umsetzung und Ausgestaltung der Höhen-
regelungen in die Bauplanung zu ermöglichen. 
 
8.3 Bauweise 
 
Die angestrebte Nutzung bestimmt ebenso wie die Umgebungsbebauung die Regelung über 
die Bauweise. 
 
Im Plangebiet ist die offene Bauweise gemäß § 22 (2) BauNVO festgesetzt; es dürfen nur Ein-
zel- oder Doppelhäuser errichtet werden. 
 
Damit wird eine verdichtete Bauweise verhindert, der für diesen Gemeindeteil untypisch ist. 
 
Zwecks Bestimmung der überbaubaren Grundstücksflächen sind Baugrenzen festgesetzt. Die 
Festlegung der überbaubaren Flächen durch Baugrenzen bedeutet, dass sie nicht überbaut 
werden dürfen, dass Gebäude aber durchaus hinter der Baugrenze zurückbleiben kann.  
 
Damit wird dem Bauherrn ein großzügiges „Baufeld“ zwecks Anordnung seines Gebäudes auf 
dem Grundstück zur Verfügung gestellt. Gleichzeitig stellt die Festsetzung einer überbaubaren 
Grundstücksfläche auch die Steuerung bzw. die Konzentration der Bebauung auf gewisse, in 
diesem Fall der zur Straßenseite hin orientierten Grundstücksteile, dar. Nebenbei wird auch ein 
gewisser „ökologischer Effekt erzielt, da eine Versiegelung nur innerhalb der Bauflächen statt-
finden kann. 
 
8.4 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
Mit der Festsetzung der höchstzulässigen Zahl von zwei Wohnungen in Wohngebäuden strebt 
die Ortsgemeinde eine Steuerung der Bevölkerungsentwicklung im Plangebiet und somit die 
sich daraus ergebenden Konsequenzen auf die Infrastruktureinrichtungen an.  
Gleiches gilt im Hinblick auf das Entstehen eines zumutbaren Verkehrsaufkommens.  
Auch hat die gesetzliche Forderung nach Schaffung von gesunden Wohnverhältnissen eine 
wichtige Rolle bei der Regulierung der höchstzulässigen Zahl von Wohnungen je Wohngebäude 
gespielt. Bei Grundstücksgrößen ab 690 m² soll den Bewohnern ein gewisser Anteil an Freiflä-
che zur Verfügung stehen. 
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8.5 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
Garagen, Carports und Nebenanlagen sowie Einfriedungen sind außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. Garagen, Carports und Nebenanlagen, ausgenommen Einfriedun-
gen, sind nicht im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und überbaubarer Fläche zuläs-
sig. Garagen sind so zu errichten, dass die Garagenvorderkante einen Mindestabstand von 5,0 
m zur Straßenbegrenzungslinie einhalten muss, sofern die Garageneinfahrt direkt zur Straße 
führt. Garagenseitenwände können in einem Abstand von mind. 1,5 m zur Straßenbegrenzung 
errichtet werden, sofern die Garagenzufahrt innerhalb der eigenen Hoffläche erfolgt.  
Stellplätze sind auch im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und überbaubarer Fläche 
(ohne Abstand zur Straßenbegrenzungslinie) zulässig. Die Festsetzung zum Mindestabstand 
von 5,0 m wurde getroffen, um einen weiteren Stellplatz zu gewährleisten bzw. den Verkehrs-
raum möglichst von parkenden Autos zu entlasten. Gerade vor dem Hintergrund, dass es sich 
um eine Stichstraße handelt, ist die Forderung den ruhenden Verkehr aus dem Straßenraum so 
weit wie möglich herauszuhalten zwingend erforderlich. 
 
Insgesamt soll dem angestrebten Charakter einer aufgelockerten Bebauung auch die Wohn-
dichte der Bevölkerung entsprechen. 
 
8.6 Verkehrsflächen 
Die Gliederung des Straßenraums in Fahrbahn, Parkstreifen und Pflanzbeete etc. erfolgt auf 
der Ebene Ausbauplanung. 
 
Dabei soll die Straße nach dem sogenannten Prinzip der weichen Trennung ausgebaut werden. 
Durch die ausgewählten Fahrbahnbreiten von 5,50 m wird ein problemloses Befahren ermög-
licht. 
 
Im Bebauungsplan sind Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestim-
mung öffentlicher Parkplatz festgesetzt. Diese dienen insbesondere für die angrenzende Kirche. 
 
8.7 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
Die Ortsgemeinde hat sich in der Sitzung intensiv mit den verschiedenen Möglichkeiten gestal-
terischer Festsetzungen beschäftigt. Insbesondere die aktuelle Entwicklung der Haustypen – es 
werden vermehrt Pult- und Flachdächer nachgefragt – hat den Gemeinderat dazu bewogen, 
den gestalterischen Rahmen des Bebauungsplans in Zukunft lediglich auf die Dachfarbe von 
baulichen Anlagen zu beschränken. Es sollen auch moderne Formen/Gebäudekubaturen, vor 
allem Gebäude die als Niedrigenergiehäuser gelten, möglich sein. Auch die Frage der Baukos-
ten spricht für diese Gebäudeformen. 
Den Grundstückseigentümern sollte ein umfangreicher Gestaltungsspielraum ermöglicht wer-
den, da man den potenziellen Investoren keine weiteren Auflagen für die Bebauung auferlegen 
wollte. 
 
Die Ortsgemeinde war der Meinung, dass man sich dieser Entwicklung zukünftig nicht mehr 
verschließen kann. Auch die Vermarktbarkeit der Flächen wird als kritisch angesehen, wenn 
sehr viele Beschränkungen hinsichtlich der Bebauung auf den Grundstücken lastet. 
 
Bezüglich der gestalterischen Festsetzungen ist die Gemeinde nicht gänzlich frei. Es wird in 
diesem Zusammenhang auf das Urteil der VG Neustadt vom 08.12.2003, Az.: 3 K 761/03.NW, 
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sowie auf das Urteil der VG Trier vom 06.07.2005, Az: 5 K 282/05.TR wonach, gestützt auf 
obergerichtliche Entscheidungen, Gestaltungsanforderungen nicht allgemein zulässig sind, 
sondern nur in bestimmten für die Gestaltung des Ortsbildes notwendigen Anlässen, die gerade 
für dieses Gebiet charakteristisch sind, verwiesen. Das Verwaltungsgericht Trier hat hierzu in 
den Gründen u.a. folgendes ausgeführt: 
Für ein räumlich begrenztes Gemeindegebiet muss eine gestalterische Absicht verfolgt werden, 
die ihrerseits gebietsspezifisch sein muss, d.h. die durch die Besonderheiten des von der Sat-
zung erfassten Gebietes geprägt ist. Insoweit kann die besondere Prägung des Gebietes so-
wohl historisch vorgegeben als auch –etwa in bebauten Gebieten – erst aufgrund von planeri-
schen Festsetzungen beabsichtigt sein. Allerdings ermächtigt die LBauO die Gemeinden nicht 
zur Regelung der Gestaltung solcher Bauteile, deren ortsbildprägende Wirkung eher marginal 
oder zu verneinen ist, sondern nur zur Umsetzung eines gestalterischen Konzepts mit dem 
notwendigen Augenmaß, das der grundrechtlich geschützten Baufreiheit den angemessenen 
Raum gibt, sich zu entfalten. 
 
Folgende bauordnungsrechtliche Festsetzungen sieht der Bebauungsplan vor: 
Dacheindeckung: 
Die Eindeckung ist, entsprechend der Umgebungsbebauung und in Anpassung an die Region, 
in dauerhaft moselschieferfarbigem Material vorzunehmen.  
 
Zahl der Stellplätze und Garagen § 88 Abs1 Nr. 8 LBauO 
Pro Wohnung sind mindestens 2 Stellplätze nachzuweisen. Anstelle von Stellplätzen können 
alternativ auch Garagen und/oder überdachte Stellplätze (Carports) nachgewiesen werden. Der 
Nachweis verhindert das Abstellen von Fahrzeugen im Straßenraum, sodass der Charakter ei-
ner Spielstraße anstelle einer reinen ‚Verkehrsstraße’ entstehen kann.  
 
8.8 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-

tur und Landschaft 
Sämtliche festgesetzten bzw. zur Umsetzung geplanten Maßnahmen sind orientiert an grund-
sätzlichen, lokalen landespflegerischen Zielvorstellungen. 
 
Folgende Maßnahmen sind geplant: 

 Neuanlage von Strauchhecken (Maßnahme 1) 
 Festsetzung einer Mindestdurchgrünung privater Flächen (Maßnahme 2) 
 

8.9 Sonstige Grünordnungsmaßnahmen 
Zeitliche Umsetzung / Zuordnung von landespflegerischen Maßnahmen:  
Diese Festsetzungen sind erforderlich, um die getroffenen Zielvorstellungen hinsichtlich der Um-
setzung von Maßnahmen bindend und gemäß den naturschutzrechtlichen Bestimmungen fest-
zulegen.  
 
8.10 Bestandsbeschreibung und -bewertung Schutzgut Boden  
Schwerpunkt des Bodenschutzes in der Bauleitplanung ist der flächenhafte Bodenschutz. Ge-
mäß § 1 (6) Nr. 7a) BauGB sind die Belange des Bodens bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
zu berücksichtigen.  
 
Bodenschutzklausel  
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Nach § 1a (2) BauGB gilt: Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen wer-
den (Bodenschutzklausel). Zur Verringerung der Flächeninanspruchnahme sind möglichst die 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innen-
entwicklung zu nutzen. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen.  
 
Schutz des Mutterbodens  
Gemäß § 202 BauGB ist der Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher An-
lagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.  
 
Plangebiet 
Das Geoportal des Landesamtes für Geologie und Bergbau stellt keine umfassende Bodenkar-
tierung dar. Das Plangebiet gehört der Bodengruppe der Böden aus Lößlehm an (Pleistozän). 
Im Plangebiet ist also mit Lehmböden als Bodenart zu rechnen. Das Gelände wird weinbaulich 
/ landwirtschaftlich genutzt. 
 

 
Abbildung 4: Ackerzahl, Quelle: lgb-rlp.de 
 
Bodenteilfunktion Natürliche Bodenfruchtbarkeit 
Im Plangebiet sind hauptsächlich Böden mit einem hohen Ertragspotential anzutreffen.  
 
Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse: 
Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB müssen bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere die allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der 
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Wohn- und Arbeitsbevölkerung gewahrt bleiben und die Belange des Umweltschutzes berück-
sichtigt werden. Derzeit wird davon ausgegangen, dass mit keinen Bodenverunreinigungen zu 
rechnen ist. 
 
Entsorgung von Abfällen, die bei den Erschließungsmaßnahmen anfallen: 
Bodenmassen: 
Zunächst sind keine Straßenbaumaßnahmen vorgesehen, bei denen Aushubmassen anfallen.   
 
Die Bauherren werden darauf hingewiesen, dass für anfallende Bodenmassen, die nicht auf der 
Fläche verbleiben können, ein entsprechendes Entsorgungskonzept ausgearbeitet werden 
muss. Dies soll rechtzeitig erfolgen, damit es später bei der Ausführung keine Engpässe bei der 
Entsorgung der Aushubmassen gibt. Ober- und Unterböden sind getrennt auszubauen und zu 
lagern. Nach Möglichkeit ist der Bodenaushub auf der überplanten Fläche oder in der unmittel-
baren Umgebung zu verwerten. 
 
Flächenbilanz für das Plangebiet 
 Gesamtfläche versiegelte Fläche 

Allgemeines Wohngebiet ca. 0,91 ha 0,55 ha 

Dorfgebiet ca. 0,85 ha 0,68 ha 

Straßen, Fußwege, Parkflächen ca. 0,40 ha 0,40 ha 

Grünflächen ca. 0,35 ha  

 

9 AUSFÜHRUNGEN ZUR TECHNISCHEN INFRASTRUKTUR 

9.1 Wasserversorgung 
Die Wasserversorgung soll durch Erweiterung des örtlichen Netzes sichergestellt werden. 
 
9.2 Abwasser 
Die Abwasserbeseitigung ist durch Anschluss an das örtliche Netz geplant. 
 
9.3 Niederschlagswasserbewirtschaftung gem. §§ 1 a, 9 (1) Nr. 20 BauGB 
Die Niederschlagswasserbewirtschaftung wurde vom Planungsbüro Senger Consult bereits 
vorab geprüft. Die Dimension des Rückhaltebeckens wurde bereits überschlägig ermittelt und 
im Bebauungsplan dargestellt. Das Konzept wird im Rahmen der folgenden Planungsschritte 
vertiefend ausgearbeitet und Bestandteil des vorliegenden Bebauungsplans. 
 
9.4 Stromversorgung 
Die Versorgung des Plangebiets mit Strom wird durch die Erweiterung des örtlichen Netzes 
angestrebt. 
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10 BODENORDNUNG 

Zur funktionsgerechten Nutzung des Vertragsgebiets führt die Ortsgemeinde bodenordnerische 
Maßnahmen in ‚eigener Regie‘ durch. Dabei werden die Grundstücke nach Lage, Form und 
Größe so gebildet, dass für die bauliche oder sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltete Grund-
stücke entstehen.  
Die Durchführung des förmlichen Umlegungsverfahrens gemäß den §§ 45 ff BauGB ist nicht 
notwendig. 
 

11 FACHBEHÖRDLICHE HINWEISE  

1. Bei Bepflanzungsmaßnahmen sind die Richtlinien des Merkblattes DVGW GW (M), DWA -M 162 
und FGSV Nr. 939 (Feb. 2013) zu beachten. Bei Bäumen sind danach bei Abständen von über 
2,50 m von der Wasserleitung in der Regel keine Schutzmaßnahmen erforderlich. In jedem Fall 
sollten Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich von Versorgungsanlagen des Kreiswasserwerkes 
in der Örtlichkeit mit dem Kreiswasserwerk abgestimmt werden. 
 

2. Für Neubauvorhaben oder größere An- und Umbauten (insbesondere mit Laständerungen) wer-
den objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. 

 
3. Bei der Planung und Ausführung sind die Vorgaben der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-

ordnung (BBodSchV), die DIN 19731, die DIN 18915 und ergänzend hierzu die ALEX Merk- und 
Informationsblätter des Landesamtes für Umweltschutz und Gewerbeaufsicht zu beachten, ins-
besondere das ALEX-Infoblatt 28: Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB - Leitfaden 
für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleitplanung. (Im Internet unter: 
http://mwkel.rlp.de/fileadmin/mwkel/ Abteilung_5 /Bodenschutz/ ALEX/ALEX _lnformations-
blatt_28_2 009 Stand 05.2011.pdf) Sofern bei den Baumaßnahmen Überschuss-Böden anfallen, 
ist der Genehmigungsbehörde ein Entsorgungskonzept vorzulegen. Die einschlägigen Regel-
werke bei Eingriffen in den Baugrund (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) sind zu 
beachten. 

 
4. Im Rahmen der Durchführung von Baumaßnahmen können archäologische Funde zu Tage tre-

ten. Diese unterliegen der Meldepflicht der §§ 16 bis 21 Denkmalschutz- und -pflegegesetz und 
sind beim Landesamt für Denkmalpflege zu melden. Es wird auf die Anzeige-, Erhaltungs- und 
Ablieferungspflicht hingewiesen (§16-20 DSchG RLP) und darum gebeten, den Beginn von Erd-
arbeiten rechtzeitig (2 Wochen vorher) mit der Generaldirektion Kulturelles Erbe abzustimmen 
(0261-66753000 oder landesarchaeologie-koblenz@gdke.rlp.de). 
 

5. Dachablaufwasser/Verwendung im häuslichen Bereich 
Gemäß des § 3 Nr. 2 der am 21.05.2001 in der Fassung vom 05.12.2012 (BGBI. 1 S 2562) in 
Kraft getretenen Trinkwasserverordnung (TrinkwV) ist innerhalb des häuslichen Bereiches eine 
Verwendung von Dachablaufwasser/Zisternensammlung für WC- Spülung, das Gießen von 
Pflanzen und das Bewässern von Außenanlagen gestattet. Bei Wasser für den menschlichen 
Gebrauch, einschließlich Wäsche waschen, muss es sich ansonsten um Trinkwasser handeln. 
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Anzeigepflichten 
Die Inbetriebnahme der Regenwassernutzungsanlagen sind nach § 13 Abs. 4 TrinkwV dem Ge-
sundheitsamt bei der Kreisverwaltung Cochem-Zell sowie dem Abwasserwerk der VG Kaiserse-
sch mitzuteilen. 
 
Besondere Anforderungen (§ 17 Abs. 6 TrinkwV) 
Trinkwasserleitungen dürfen mit anderen wasserführenden Leitungssystemen nicht verbunden 
sein. 
Sichtbare Leitungen der Regenwassernutzungsanlagen sind gegenüber den Trinkwasserleitun-
gen farblich unterschiedlich zu kennzeichnen. Sämtliche Entnahmestellen der Regenwassernut-
zungsanlage sind dauerhaft mit dem Hinweis "Kein Trinkwasser" zu kennzeichnen. 
 

6. Bei Bepflanzungsmaßnahmen sind die Richtlinien des DVGW, Techn. Mitteilungen GW 125 (M) 
vom Februar 2013 (siehe Anlage) zu beachten. Bei Bäumen sind danach bei Abständen von 
über 2,50 m von der Wasserleitung in der Regel keine Schutzmaßnahmen erforderlich. In jedem 
Fall sollten Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich von Versorgungsanlagen des Kreiswasserwer-
kes in der Örtlichkeit mit dem Kreiswasserwerk abgestimmt werden. 

 
7. Bei Leitungs- und Kanalverlegung ist die Einhaltung eines seitlichen Abstandes von 1,00 m von 

Hauptversorgungsleitung des Kreiswasserwerkes erforderlich. Sofern dieses Maß aus besonde-
ren Gründen nicht eingehalten werden kann, ist in jedem Fall die Leitungsführung in der Örtlich-
keit mit dem Kreiswasserwerk abzustimmen. Vor Baubeginn müssen örtliche Einweisungen 
durch Mitarbeiter des Kreiswasserwerkes erfolgen. Zuständig sind die Bezirksleiter. 

 
8. Soweit die Versorgungsleitungen (Fernleitung/Ortsnetz) nicht in einer öffentl. Verkehrsfläche lie-

gen, muss eine Sicherung dieser Leitungen durch Eintragung einer Dienstbarkeit zu Gunsten 
des Kreiswasserwerkes gewährleistet werden. Dies gilt auch für nachträgliche Veränderungen 
in Bezug auf die öffentl. Widmung der Leitungstrassen. 

 
9. In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungs-

zone in einer Breite von ca. 0,30 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien vorzu-
sehen. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitun-
gen und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 
zu beachten. Durch Baumpflanzungen darf der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Te-
lekommunikationslinien nicht behindert werden. 

 
Ausgefertigt Ellenz-Poltersdorf, den  

 

            

    (NicoleJobelius Schausten, Ortsbürgermeisterin) 
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